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Sülldorf 3
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Übersichtsplan                                                                    M   1: 20 000
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Hinweise
Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 
(BGBl I S. 133), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl I S. 1548, 1551)
Längenmaße und Höhenangaben in Metern
Der Kartenausschnitt (ALKIS) entspricht für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans dem Stand vom November 2015

Bebauungsplan Sülldorf 3

Zu diesem Bebauungsplan existiert ein städtebaulicher Vertrag.
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Rechteck



DIENSTAG, DEN 8. MÄRZ

79

HAMBURGISCHES
GESETZ- UND 

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 9 2016

	 Tag	 I n h a l t 	 Seite

  4.2.2016	 Verordnung über den Bebauungsplan Sülldorf 3 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                79

29.2.2016	 Verordnung über den Bebauungsplan Lohbrügge 89  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                            81

  1.3.2016	 Verordnung zur Beteiligung des Hamburgischen Krebsregisters an der Mammographie-Screening-Eva-
luation und zur Änderung anderer Rechtsvorschriften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                           83

neu: 2120-3-2, neu: 404-24-1, 204-1-12, 860-5a, 860-11

  1.3.2016	 Achte Verordnung zur Änderung der Pauschalförderungsverordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                              86
2126-1-1

Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung 
über den Bebauungsplan Sülldorf 3

Vom 4. Februar 2016

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 20. Oktober 2015 (BGBl. I 
S. 1722, 1731), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 13. Fe
bruar 2015 (HmbGVBl. S. 39), § 81 Absatz 1 Nummer 2 der 
Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005 (Hmb
GVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 28. Januar 2014 (Hmb
GVBl. S. 33), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes 
zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11. Mai 
2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt geändert am 13. Mai 
2014 (HmbGVBl. S. 167), in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474, 1536), sowie § 1, § 2 Absatz 1 und § 3 der Weiter
übertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl.  
S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013 (HmbGVBl. S. 142, 
147), wird verordnet:

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Sülldorf 3 für den Geltungsbereich 
zwischen Sülldorfer Kirchenweg – Op’n Hainholt – Sülldorfer 
Knick und Bahnanlage (Bezirk Altona, Ortsteil 226) wird fest-
gestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Sülldorfer Kirchenweg – Op’n Hainholt – West-, Nord- und 
Ostgrenze des Flurstücks 34 der Gemarkung Sülldorf – Süll-
dorfer Knick – Ostgrenze des Flurstücks 2940, Nordgrenze des 
Flurstücks 2939, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 1950 der 
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Gemarkung Sülldorf – Op`n Hainholt – Ostgrenzen der Flur-
stücke 3440, 3454 und 3459 – über das Flurstück 2793 (Bahn-
anlage), Südgrenze des Flurstücks 2793 (Bahnanlage) der 
Gemarkung Sülldorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die 
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende 
Erklärung nach § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden beim 
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niederge-
legt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1.	 Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die 
zusammenfassende Erklärung können auch beim örtlich 
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden kos-
tenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke 
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kos-
tenerstattung erworben werden.

2.	 Wenn die in den § 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3.	 Unbeachtlich werden:

a)	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des 
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b)	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans und

c)	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

	 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem ört-
lich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

  1.	 In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet 
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des 
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der 
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die 
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und 
zwar auch dann, wenn nach den bauordnungsrechtlichen 
Vorschriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die 
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche 
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bauli-
chen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Land-
schaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, insbeson-
dere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist. 
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage 
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt 
des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beein-
trächtigt wird.

  2.	 Auf den mit „(A)“ bezeichneten Flächen des reinen Wohn-
gebiets nach § 3 der Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert 
am 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548, 1551), sind bei Neubau-
ten oder wesentlichen Umbauten durch Anordnung der 
Baukörper oder durch geeignete Grundrissgestaltung die 
Wohn- und Schlafräume den lärmabgewandten Gebäude-
seiten zuzuordnen. Sofern eine Anordnung aller Wohn- 
und Schlafräume einer Wohnung an den lärmabgewand-
ten Seiten nicht möglich ist, sind vorrangig die Schlaf-
räume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. 
Für die Räume an den lärmzugewandten Gebäudeseiten 
muss ein ausreichender Schallschutz durch bauliche Maß-
nahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und 
Dächern der Gebäude geschaffen werden. Wohn-/Schlaf-
räume in Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind 
wie Schlafräume zu beurteilen.

  3.	 Ein Überschreiten der Baugrenzen durch Terrassen und 
Wintergärten kann bis zu einer Tiefe von 3 m ausnahms-
weise zugelassen werden.

  4.	 Auf den mit „(B)“ bezeichneten Flächen des reinen Wohn-
gebiets sind nur eingeschossige Anbauten zulässig. Staffel-
geschosse sind ausgeschlossen.

  5.	 Auf den mit „(1)“ bezeichneten Flächen des reinen Wohn-
gebiets sind Stellplätze und Garagen außerhalb der dafür 
festgesetzten Flächen unzulässig.

  6.	 Die Dachflächen von Gebäuden mit flach geneigten 
Dächern mit einer Neigung von bis zu 20 Grad sowie von 
Garagen und Carports sind mit einem mindestens 8 cm 
starken, durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen 
und zu begrünen.

  7.	 Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je sechs Stell-
plätze ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Die Stell-
platzanlagen sind mit Hecken oder dicht wachsenden 
Gehölzen einzufassen.

  8.	 Die Außenwände von Garagen und die Stützen von Car-
ports sind mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen. 
Je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu verwen-
den.

  9.	 Auf den privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Garten“ und „Anger“ ist die Errichtung von baulichen 
Anlagen, mit Ausnahme notwendiger Zuwegungen, unzu-
lässig.

10.	 Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und Fahr-
wege in einem wasser- und luftdurchlässigen Aufbau her-
zustellen.

11.	 Als Einfriedigungen an öffentlichen Wegen sind nur 
Hecken oder durchbrochene Zäune in Verbindung mit 
außenseitig zugeordneten Hecken zulässig.

12.	 In den Baugebieten ist für je 150 m² der nicht überbauba-
ren Grundstücksfläche mindestens ein kleinkroniger 
Baum oder für je 300 m² der nicht überbaubaren Grund-
stücksfläche mindestens ein großkroniger Baum zu pflan-
zen.

13.	 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern sind für je 1 m² ein Strauch und alle 10 m ein groß
kroniger Baum zu pflanzen. Notwendige Unterbrechun-
gen für Zugänge sind zulässig.

14.	 Für festgesetzte Anpflanzungen von Bäumen und Sträu-
chern sowie für Ersatzpflanzungen sind standortgerechte, 
einheimische Laubgehölze zu verwenden und dauerhaft zu 
erhalten. Großkronige Bäume müssen einen Stammum-
fang von mindestens 16 cm, kleinkronige Bäume von min-
destens 12 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, 
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aufweisen. Im Wurzelbereich der Bäume ist eine offene 
Vegetationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen.

15.	 Für die zur Erhaltung und zum Anpflanzen festgesetzten 
Bäume und Sträucher sind bei Abgang Ersatzpflanzungen 
vorzunehmen. Außerhalb von öffentlichen Straßenver-
kehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabun-
gen im Kronenbereich von zu erhaltenen Gehölzen unzu-
lässig.

16.	 Die festgesetzten Gehrechte umfassen die Befugnis der 
Freien und Hansestadt Hamburg, allgemein zugängliche 
Gehwege anzulegen sowie zu unterhalten und zu verlan-
gen, dass die bezeichneten privaten Flächen dem allgemei-
nen Fußgängerverkehr zur Verfügung gestellt werden. 

Geringfügige Abweichungen von dem festgesetzten Geh-
recht können zugelassen werden.

17.	 Für Ausgleichsmaßnahmen der zu erwartenden Eingriffe 
in Natur und Landschaft werden den mit „Z“ bezeichne-
ten Flächen die außerhalb des Bebauungsplangebietes lie-
genden Teilflächen des Flurstücks 29 der Gemarkung Ris-
sen und eine Teilfläche des Flurstücks 2868 der Gemar-
kung Sülldorf sowie die Flurstücke 29/1 und 37 der Flur 6 
der Gemarkung Wedel zugeordnet.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 4. Februar 2016.

Das Bezirksamt Altona

Verordnung 
über den Bebauungsplan Lohbrügge 89

Vom 29. Februar 2016

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 
20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722, 1731), in Verbindung mit 
§ 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgeset-
zes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), 
zuletzt geändert am 13. Februar 2015 (HmbGVBl. S. 39), § 81 
Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom  
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert 
am 17. Februar 2016 (HmbGVBl. S. 63), § 9 Absatz 4 des Ham-
burgischen Abwassergesetzes in der Fassung vom 24. Juli 2001 
(HmbGVBl. S. 258, 280), zuletzt geändert am 17. Dezember 
2013 (HmbGVBl. S. 540, 542), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hambur-
gischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt 
geändert am 13. Mai 2014 (HmbGVBl. S. 167), in Verbindung 
mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474, 1536), sowie § 1, § 2 Absatz 1, 
§ 3 und § 4 Nummer 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau 
vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am  
5. April 2013 (HmbGVBl. S. 142, 147), wird verordnet:

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Lohbrügge 89 für den Geltungsbe-
reich nördlich des Reinbeker Redders zwischen der Hambur-
ger Landesgrenze im Westen und Norden und dem Wohnge-
biet Haempten im Osten (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 601) wird 
festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Reinbeker Redder – West-, Nord- und Ostgrenze des Flur-
stücks 1, Nordgrenze des Flurstücks 11 (Haempten), über das 

Flurstück 11, über das Flurstück 2 (Haempten), Ostgrenze des 
Flurstücks 2 der Gemarkung Lohbrügge.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die 
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende 
Erklärung nach § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden beim 
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niederge-
legt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1.	 Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die 
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
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